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Tusk stellt Vertrauensfrage: Wird Polens
Regierung scheitern?

Polens Premier Tusk stellt die Vertrauensfrage im
Parlament, um politische Blockaden zu verhindern, nach

Präsidentschaftswahl.

Wien, Österreich - Polens Premierminister Donald Tusk hat
heute angekündigt, die Vertrauensfrage im Parlament zu stellen.
Dies erfolgt vor dem Hintergrund des kürzlichen Wahlsiegs des
PiS-nahen Karol Nawrocki als Präsident, der als Gegner der
liberalen Koalition um Tusk gilt. In einer TV-Ansprache betonte
Tusk die Notwendigkeit von „Einheit und Mut“ im neuen
politischen Gleichgewicht. Die kommende Abstimmung soll
zeigen, dass seine Regierung handlungsfähig bleibt, trotz der
Herausforderungen einer Opposition im Präsidentenamt.
Beobachter warnen bereits vor einer politischen Blockade, da
Nawrocki die Möglichkeit hat, Gesetze mit einem Veto zu
stoppen, und die Koalition von Tusk nicht über die nötige
60-Prozent-Mehrheit verfügt, um diese Vetos zu umgehen. Dies



könnte vor allem die geplante Rückgängigmachung der
umstrittenen Justizreform gefährden, was wiederum die EU-
Hilfen in Mitleidenschaft ziehen könnte. Die EU-Kommission
hatte in der Vergangenheit bereits wegen der Justizpolitik das
Verfahren nach Artikel 7 eingeleitet und Gelder eingefroren.

Im Kontext dieser politischen Krise warnt Analystin Agnieszka
Lada-Konefal vor einem politischen Stillstand und möglichen
Neuwahlen, während Tusk entschlossen zeigt, die
Zusammenarbeit mit Nawrocki nur auf notwendigen Punkten zu
gestalten. Während Tusks Koalition 248 von 460 Sitzen im
Parlament inne hat, verstärkt sich die Spannung zwischen ihm
und Nawrocki. Diese Konstellation könnte sich als
Herausforderung für die neuen politischen Vorhaben erweisen.

Ein Aufsehen erregender Abhörskandal

Zusätzlich zu den politischen Schwierigkeiten sieht sich Tusk mit
einem Abhörskandal konfrontiert, der in der kommenden
Ausgabe des polnischen Nachrichtenmagazins „Wprost“
möglicherweise enthüllt wird. Die Veröffentlichung könnte
weitere abgehörte Politiker ans Licht bringen, darunter den
Außenminister Radoslaw Sikorski und die Vizepremierministerin
Elzbieta Bienkowska. Die bisherigen Enthüllungen von 900
Stunden geheimen Abhörprotokollen haben bereits den
polnischen Staat erschüttert und könnten auch das Verhältnis
Polens zu seinen wichtigen Bündnispartnern wie den USA und
Großbritannien schädigen.

Der Skandal hat politische Wellen geschlagen, und Tusk muss im
Warschauer Parlament Rechenschaft ablegen. Es gibt
Verdachtsmomente, dass ein „Geschäftsmann“ mit dem
Decknamen „Patriot“ die Aufnahmen übermittelt hat, wobei
russische oder amerikanische Geheimdienste als mögliche
Hintermänner in Betracht gezogen werden. Marek Falenta,
Hauptaktionär der Firma „Kohlelager“, wurde im
Zusammenhang mit dem Skandal festgenommen, und bereits
zwei Verdächtige wurden in diesem Kontext festgehalten.



Politische Einordnung und
Regierungsherausforderungen

Die politische Landschaft in Polen wurde in den letzten Jahren
maßgeblich von der rechtsnationalen PiS-Partei geprägt, die von
2015 bis 2023 regierte. Bei der letzten Wahl im Oktober 2023
erhielt die PiS rund 35% der Stimmen, fand jedoch keinen
Koalitionspartner, während die oppositionelle Bürgerkoalition
unter Tusk knapp 31% erhielt und mit dem Dritten Weg sowie
Lewica eine Koalition bildete. Diese hat seit Dezember 2023 die
Führung übernommen. Tusk fordert nun ein Reformprogramm,
das die nationalkonservative Politik der PiS zurückdrängen soll.

Die neue Regierung steht unter Druck, sowohl die
innenpolitische Krise effektiv zu managen als auch in
Sicherheitsfragen, insbesondere bezüglich der Ukraine, einen
klaren Kurs zu halten. Der Konflikt zwischen der PiS und der
neuen Regierung könnte sich am Haushaltsgesetz noch weiter
verschärfen, was die politischen Herausforderungen für Tusk
erheblich verstärkt.

Insgesamt zeigt die aktuelle Situation in Polen, dass die
politischen Karten neu gemischt wurden, während die Zusagen
der neuen Regierung auf eine Rückkehr zu einem stärkeren
Rechtsstaat sowie zu einer pro-europäischen
Politikauskundschaft hindeuten.
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